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---------- Forwarded message ---------
Von: LER-Landeselternrat <Landeselternrat@mk.niedersachsen.de>
Date: Mi., 17. Mai 2023, 06:17
Subject: WG: Anhörungsverfahren - Entwurf einer Verordnung zur Änderung der AVO-
Sek I
To:
 

Sehr geehrte Mitglieder und Ersatzmitglieder,
 
die beigefügte Anhörfassung zum Entwurf einer Verordnung zur Änderung der AVO-Sek I
ist dem Landeselternrat mit der Bitte um Stellungnahme zugegangen.
 
Die Frist zur Abgabe der Stellungnahme gegenüber dem Kultusministerium ist auf den
03.07.2023 festgelegt worden.
 
Eine Beschlussfassung ist für die Plenarsitzung am 23.06.2023 vorgesehen.
 
Ich bitte insoweit um Kenntnisnahme und weitere Veranlassung in Bezug auf
vorzubereitende Beschlussempfehlungen.
 
 
Mit freundlichen Grüßen
Silvia Bartsch
 

 
 
 
 
 
Geschäftsstelle
Berliner Allee 19
30175 Hannover
 
Telefon: 0511 / 120 8810
Email: geschaeftsstelle@ler-nds.de
 
www.ler-nds.de

 
Hinweise zur Verarbeitung personenbezogener Daten beim Nds. Kultusministerium:
Ich weise Sie darauf hin, dass Ihnen gemäß Artikel 13 und Artikel 14 der Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) verschiedene Rechte als betroffene Person zustehen. Eine ausführliche Information, welche Rechte
dies im Einzelnen sind und wie Ihre Daten verarbeitet
werden, können Sie unter dem Link „Datenschutz im Nds. Kultusministerium“ abrufen.
Diese E-Mail ist ausschließlich für die/den Adressaten/in bestimmt und kann vertrauliche Informationen
enthalten, die unter den Datenschutz fallen. Sollten Sie nicht zu den zum Empfang der Nachricht berechtigten
Adressaten gehören, dann ist jegliche Veröffentlichung, Vervielfältigung oder Weiterleitung untersagt. Falls
Sie diese E-Mail irrtümlich erhalten haben, bitte ich Sie um kurze Nachricht. Bitte löschen Sie die E-Mail

mailto:Landeselternrat@mk.niedersachsen.de
mailto:geschaeftsstelle@ler-nds.de
http://www.ler-nds.de/
https://www.mk.niedersachsen.de/startseite/service/hinweise_zum_datenschutz/umsetzung-von-datenschutzvorschriften-im-nds-kultusministerium-172109.html
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V e r o r d n u n g   


zur Änderung der Verordnung über die Abschlüsse im Sekundarbereich I  


der allgemein bildenden Schulen einschließlich der Freien Waldorfschulen 


 


Aufgrund  


 


des § 60 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 2 und 4 des Niedersächsischen Schulgesetzes in der Fas-


sung vom 3. März 1998 (Nds. GVBl. S. 137), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes 


vom 16. Dezember 2021 (Nds. GVBl. S. 883), 


 


wird verordnet: 


 


Artikel 1 


Änderung der Verordnung über die Abschlüsse im Sekundarbereich I 


der allgemein bildenden Schulen einschließlich der Freien Waldorfschulen 


 


Nach § 47 d der Verordnung über die Abschlüsse im Sekundarbereich I der allgemein bil-


denden Schulen einschließlich der Freien Waldorfschulen vom 7. April 1994 (Nds. GVBl. S. 


197), zuletzt geändert durch Artikel 5 der Verordnung vom 25. Januar 2022 (Nds. GVBl. S. 


63), wird der folgende § 47 e eingefügt: 


 


 


„§ 47 e 


Sonderregelungen zum Erwerb von Abschlüssen im Schuljahr 2022/2023 wegen der Auswir-


kungen der COVID-19-Pandemie 


 


1Im Schuljahr 2022/2023 ist für den Erwerb eines Abschlusses nach § 1 Abs. 1 oder 2 das 


Ablegen der mündlichen Prüfung nach § 27 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 Nr. 3 sowie § 41 Abs. 3 


Nr. 4 nicht erforderlich. 2Möchte eine Schülerin oder ein Schüler eine solche Prüfung freiwillig 


ablegen, so hat sie oder er dies dem vorsitzenden Mitglied der Prüfungskommission schrift-


lich mitzuteilen. 3Die Frist, bis zu der die Mitteilung nach Satz 2 erfolgen muss, wird in eige-


ner Verantwortung durch die jeweilige Schule festgelegt. 4Die Bewertung der Leistung in der 


freiwilligen mündlichen Prüfung bleibt unberücksichtigt, wenn aufgrund dieser Bewertung die 


Jahresnote (§ 29 Abs. 2, § 43 Satz 2) schlechter als ‚ausreichend‘ lautet.“ 







- 2 - 


 


Artikel 2 


Inkrafttreten 


 


Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 9. Februar 2023 in Kraft.  
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Erläuterungen zu der geplanten Verordnungsänderung: 


 


Zu Artikel 1 – Änderung der Verordnung über die Abschlüsse im Sekundarbereich I 


der allgemein bildenden Schulen einschließlich der Freien Waldorfschulen: 


 


Zu § 47 e (Sonderregelungen zum Erwerb von Abschlüssen im Schuljahr 2022/2023 wegen 


der Auswirkungen der COVID-19 Pandemie) 


Bestandteil der Abschlussprüfung ist gem. § 27 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 Nr. 3 sowie § 41 


Abs. 3 Nr. 4 AVO-Sek I eine verpflichtende mündliche Prüfung in einem weiteren für die Prü-


fung zugelassenen Fach nach Wahl der Schülerin oder des Schülers.  


Schülerinnen und Schüler, die im Schuljahr 2022/23 ihre Abschlussprüfungen ablegen, wa-


ren vom bislang längsten Zeitraum eines diskontinuierlichen Schulbesuchs aufgrund der 


COVID-19-Pandemie betroffen. Auch die KMK hat mit Beschluss vom 8.12.2022 noch ein-


mal bekräftigt, dass den Schülerinnen und Schülern keine Nachteile aus der pandemiebe-


dingten Ausnahmesituation erwachsen dürfen. Die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 


sind auch durch das Einsetzen der endemischen Phase noch nicht beseitigt. Vor dem Hin-


tergrund der vorstehenden Ausführungen wird die verpflichtende mündliche Prüfung im 


Schuljahr 2022/23 – wie auch bereits in den Schuljahren 2019/2020 bis 2021/2022 – durch 


eine freiwillige mündliche Prüfung ersetzt.  


Die Freiwilligkeit der mündlichen Prüfung entlastet die Schülerinnen und Schüler in einer 


sehr intensiven Lern- und Leistungsphase von hohem Prüfungsdruck und sorgt dafür, dass 


die dargelegten nachwirkenden Auswirkungen der COVID-19-Pandemie schülerbezogen 


berücksichtigt werden.  


Inhaltlich entspricht die Regelung der Regelung zur freiwilligen mündlichen Prüfung, wie sie 


bereits für die Schuljahre 2019/2020 bis 2021/2022 getroffen worden ist mit Ausnahme der 


Tatsache, dass ein Termin, bis zu dem die Prüflinge ihre Teilnahme an der freiwilligen münd-


lichen Prüfung erklären, nicht mehr verbindlich durch das Kultusministerium festgesetzt wird; 


eine entsprechende Frist soll vielmehr in eigener Verantwortung durch die jeweilige Schule 


festgelegt werden. Durch die Tatsache, dass die Bewertung der Leistung in der freiwilligen 


mündlichen Prüfung unberücksichtigt bleibt, wenn aufgrund der Bewertung die Jahresnote in 


dem Fach schlechter als „ausreichend“ lautet, wird sichergestellt, dass das Ergebnis der 


freiwilligen mündlichen Prüfung den Erwerb des Abschlusses nicht verhindert (vgl. die ent-


sprechenden Vorgaben in § 1 Abs. 3 und § 45 Abs. 4 Satz 2 AVO-Sek I). 
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Zu Artikel 2 – Inkrafttreten: 


Das für das rückwirkende Inkrafttreten der Verordnung gewählte Datum des 9. Februars 


2023 entspricht dem Tag, an dem die Regelung über die Freiwilligkeit der mündlichen Prü-


fung per Erlass angeordnet wurde. 
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Zusammenstellung der in Bezug genommenen Verordnungsregelungen 
 
 
Verordnung über die Abschlüsse im Sekundarbereich I der allgemein bildenden Schulen ein-
schließlich der Freien Waldorfschulen (AVO-Sek I) vom 7. April 1994 (Nds. GVBl. S. 197), zuletzt 
geändert durch Art. 5 der Verordnung vom 25. Januar 2022 (Nds. GVBl. S. 63): 
 


[Erster Teil 
Abschlüsse an den allgemein bildenden öffentlichen Schulen und anerkannten Ersatzschulen] 


[Erster Abschnitt 
Abschlüsse im Sekundarbereich I] 


§ 1 [AVO-Sek I] 
Abschlüsse; Berechtigungen 


(1) Nach dem 10. Schuljahrgang können folgende Abschlüsse erworben werden: 


1. der Sekundarabschluss I - Hauptschulabschluss, 
2. der Sekundarabschluss I - Realschulabschluss, 
3. der Erweiterte Sekundarabschluss I. 


(2) Nach dem 9. Schuljahrgang können folgende Abschlüsse erworben werden: 


1. der Hauptschulabschluss, 
2. der Abschluss der Förderschule im Förderschwerpunkt Lernen. 


(3) In der Hauptschule, der Realschule, der Oberschule, ausgenommen im Gymnasialzweig, der Ko-
operativen Gesamtschule, ausgenommen im Gymnasialzweig, der Integrierten Gesamtschule und der 
Förderschule erwirbt einen Abschluss nach den Absätzen 1 und 2, wer die Voraussetzungen für den 
Erwerb erfüllt und in nicht mehr als einem Fach der Abschlussprüfung eine schlechtere Note als „aus-
reichend“ erreicht. 


(4) 1 Wer am Ende des 10. Schuljahrgangs an der Hauptschule, der Realschule, der Oberschule, aus-
genommen im Gymnasialzweig, der Kooperativen Gesamtschule, ausgenommen im Gymnasialzweig, 
der Integrierten Gesamtschule oder der Förderschule, ausgenommen die Förderschulen in den Förder-
schwerpunkten Lernen und geistige Entwicklung, einen nach Absatz 1 möglichen Abschluss nicht er-
wirbt und die Schule verlässt oder ohne Teilnahme an einer Abschlussprüfung vorzeitig aus dem 10. 
Schuljahrgang abgeht, erhält den Hauptschulabschluss. 2 Wer am Ende des 10. Schuljahrgangs an der 
Förderschule im Förderschwerpunkt Lernen einen nach Absatz 1 möglichen Abschluss nicht erwirbt und 
die Schule verlässt oder ohne Teilnahme an einer Abschlussprüfung vorzeitig aus dem 10. Schuljahr-
gang abgeht, erhält den Abschluss nach Absatz 2 Nr. 2. 3 Einen Abschluss nach Absatz 2 Nr. 2 erhält 
auch die Schülerin oder der Schüler mit Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung im Förder-
schwerpunkt Lernen, die oder der an einer anderen allgemein bildenden Schule einen nach Absatz 1 
möglichen Abschluss nicht erwirbt und die Schule verlässt oder ohne Teilnahme an einer Abschluss-
prüfung aus dem 10. Schuljahrgang abgeht. 4 Die Abschlüsse nach den Sätzen 1 bis 3 werden durch 
einen Gleichstellungsvermerk im Abgangszeugnis bescheinigt. 


(5) Schülerinnen und Schüler, die aus dem Sekundarbereich I durch Überspringen eines Schuljahr-
gangs nach § 6 der Durchlässigkeits- und Versetzungsverordnung vorzeitig in die Einführungsphase 
der gymnasialen Oberstufe oder des Beruflichen Gymnasiums übergehen, haben eine Abschlussprü-
fung nicht abzulegen; sie erwerben den Erweiterten Sekundarabschluss I mit dem Beschluss der Klas-
senkonferenz zum Überspringen des Schuljahrgangs. 


(6) 1 Am Gymnasium sowie am Gymnasialzweig der Oberschule und der Kooperativen Gesamtschule 
findet eine Abschlussprüfung für einen Abschluss im Sekundarbereich I nicht statt. 2 Wer die Schule 
nach dem 10. Schuljahrgang verlässt oder vorzeitig aus dem 10. Schuljahrgang abgeht, dem wird ein 
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Abschluss durch einen Gleichstellungsvermerk im Abgangszeugnis bescheinigt. 3 Bescheinigt wird bei 
einem Verlassen der Schule nach dem 10. Schuljahrgang der Abschluss 


1. nach Absatz 1 Nr. 3 bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 9, 
2. nach Absatz 1 Nr. 2 bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 10 und 
3. nach Absatz 1 Nr. 1 bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 11. 


4 Bei vorzeitigem Abgang aus dem 10. Schuljahrgang wird der Abschluss nach Absatz 2 Nr. 1 beschei-
nigt. 


(7) 1 Der Sekundarabschluss I - Hauptschulabschluss vermittelt die gleiche Berechtigung wie der Haupt-
schulabschluss. 2 Der Erweiterte Sekundarabschluss I nach den §§ 4 und 7, jeweils auch in Verbindung 
mit § 12, sowie § 15 Abs. 1 berechtigt zum Besuch der Einführungsphase der gymnasialen Oberstufe 
sowie zum Besuch des Beruflichen Gymnasiums und nach Maßgabe der Aufnahmevoraussetzungen 
zum Besuch weiterer Schulen im Sekundarbereich II. 


 


[Elfter Abschnitt 
Gemeinsame Vorschriften für alle Schulformen] 


§ 27 [AVO-Sek I] 
Gegenstand und Form der Abschlussprüfung 


(1) Die Prüfung zum Erwerb des Abschlusses nach § 1 Abs. 1 besteht 


1. aus einer Klausur im Fach Deutsch, 


2. aus einer Klausur im Fach Mathematik, 


3. aus einer Klausur und einer mündlichen Prüfung in der ersten Fremdsprache und 


4. aus einer mündlichen Prüfung in einem weiteren für die Prüfung zugelassenen Fach nach Wahl der 
Schülerin oder des Schülers. 


(2) Die Prüfung zum Erwerb des Abschlusses nach § 1 Abs. 2 besteht 


1. aus einer Klausur im Fach Deutsch, 


2. aus einer Klausur im Fach Mathematik und 


3. aus einer mündlichen Prüfung in einem weiteren für die Prüfung zugelassenen Fach nach Wahl der 
Schülerin oder des Schülers. 


(3) An die Stelle der mündlichen Prüfung nach Absatz 1 Nr. 4 oder Absatz 2 Nr. 3 tritt nach Entscheidung 
der Schülerin oder des Schülers eine besondere Prüfungsleistung, die schriftlich oder fachpraktisch zu 
dokumentieren und in einem Kolloquium zu präsentieren und zu erörtern ist. 


(4) 1Die Prüfungskommission kann unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Klausuren in den Fä-
chern Deutsch und Mathematik und in der ersten Fremdsprache eine zusätzliche mündliche Prüfung 
ansetzen.2Eine zusätzliche mündliche Prüfung ist anzusetzen, wenn die Schülerin oder der Schüler dies 
bis zu einem von der Schule bestimmten Termin schriftlich verlangt. 
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§ 29 [AVO-Sek I] 
Prüfungsaufgaben und Leistungsbewertung 


(1) 1Die Aufgaben für die Klausuren werden von der obersten Schulbehörde landesweit einheitlich ge-
stellt. 2Die Aufgaben für die mündlichen Prüfungen nach § 27 Abs. 1 Nrn. 3 und 4, Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 
4 sowie für die besondere Prüfungsleistung nach § 27 Abs. 3 werden von der prüfenden Lehrkraft ge-
stellt. 3Die Aufgaben beziehen sich auf die Sachgebiete des Schuljahres, in dem die Prüfung stattfindet. 


(2) Das Prüfungsergebnis soll die Jahresnote für das Prüfungsfach zu einem Drittel bestimmen. 


(3) 1In der ersten Fremdsprache und in einem Fach, in dem nach § 27 Abs. 4 eine zusätzliche mündliche 
Prüfung stattfindet, gehen die Ergebnisse der beiden Teile der Prüfung in die Bewertung der Prüfungs-
leistung im Verhältnis zwei zu eins ein. 2Der Fachprüfungsausschuss setzt die Prüfungsnote in dem 
Prüfungsfach fest. 


(4) 1Die Bewertung der Dokumentation und des Kolloquiums der besonderen Prüfungsleistung gehen 
im Verhältnis zwei Drittel zu einem Drittel in die Bewertung der Prüfungsleistung ein. 2Der Fachprü-
fungsausschuss setzt die Prüfungsnote in dem Prüfungsfach fest. 


 


[Zweiter Teil 
Abschlüsse an Freien Waldorfschulen] 


§ 41 [AVO-Sek I] 
Gegenstand und Form der Abschlussprüfung 


(1) 1Die Abschlussprüfung wird im zweiten Halbjahr des 12. Schuljahrgangs von der Schule durchge-
führt. 2Dazu wird eine Prüfungskommission gebildet, die aus der Schulleiterin oder dem Schulleiter als 
vorsitzendem Mitglied und einem weiteren von ihr oder ihm berufenen Mitglied der Schulleitung besteht. 


(2) 1Abweichend von Absatz 1 führt die Schulbehörde in von ihr festgelegten zeitlichen Abständen die 
Abschlussprüfung unter ihrer Leitung durch und nimmt die Aufgaben des vorsitzenden Mitglieds der 
Prüfungskommission wahr. 2Sie kann zur Durchführung der Abschlussprüfung fachkundige Lehrkräfte 
öffentlicher Schulen hinzuziehen. 


(3) Die Abschlussprüfung zum Erwerb des Abschlusses nach § 1 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 besteht 


1. aus einer Klausur im Fach Deutsch, 


2. aus einer Klausur im Fach Mathematik, 


3. aus einer Klausur und einer mündlichen Prüfung in der ersten Fremdsprache und 


4. aus einer mündlichen Prüfung in einem weiteren für die Prüfung zugelassenen Fach nach Wahl der 
Schülerin oder des Schülers. 


(4) An die Stelle der mündlichen Prüfung nach Absatz 3 Nr. 4 tritt nach Entscheidung der Schülerin oder 
des Schülers eine besondere Prüfungsleistung nach § 27 Abs. 3; § 29 Abs. 4 und § 31 gelten entspre-
chend. 


(5) 1Für die Durchführung der Abschlussprüfung gelten § 30 Abs. 3 und die §§ 33 bis 37 entsprechend. 
2Angehörige von Prüflingen dürfen nicht die Leitung der Abschlussprüfung übernehmen. 
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§ 43 [AVO-Sek I] 
Mündliche Prüfung 


1Für die Durchführung der mündlichen Prüfung gilt § 31 Abs. 1 und 3 bis 6 entsprechend. 2Das Ergebnis 
soll den Teil 'Mitarbeit im Unterricht' in der Jahresnote in dem Fach zu einem Drittel bestimmen. 


 


[Dritter Teil 
Schlussvorschriften] 


§ 47 d [AVO-Sek I] 
Sonderregelungen zum Erwerb von Abschlüssen  
im Schuljahr 2021/2022 wegen der Auswirkungen 


der COVID-19-Pandemie 


1Kann wegen der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie im Schuljahr 2021/2022 Präsenzunterricht 
nicht oder nur eingeschränkt stattfinden, so kann die oberste Schulbehörde bestimmen, dass § 47 b 
Abs. 3 und § 47 c Abs. 3 und 4 im Schuljahr 2021/2022 entsprechend anzuwenden sind. 2Die Bestim-
mung kann auf einzelne Schulen beschränkt werden. 3Sie ist öffentlich bekannt zu machen. 


 







anschließend von Ihrem Computer-System.
 
 
 


